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Preußiſche Gefehfammlung 


Jahrgang 1921. 555555 | Nr. 37. 


(Nr. 12 141.) Geſetz über die Beſtellung von Mitgliedern des Reichsrats durch die Provinzialverwaltungen. 
Vom 3. Juni 1921. . 


Der Preußiſche Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8. 1.05 | 

(1) Die von den Provinzialverwaltungen gemäß Artikel 63 der Reichsverfaſſung zu beftellenden 
Mitglieder des Reichsrats werden gewählt. i > 

(2) Wahlkörper find unbeſchadet der Vorſchriften des 8 10 die Provinzialausſchüſſe und für 
die Stadt Berlin der Magiſtrat. 9 


(1) Zur Vornahme der Wahl treten die Wahlkörper einzeln an den von dem Staatsminiſterium 
beſtimmten Tagen an ihren Sitzen zuſammen. 

(2) Jeder Wahlkörper wählt in geſonderten Wahlgängen ein Mitglied und ein ſtellvertretendes 
Mitglied zum Reichsrat. 8. f. 


(1) Wählbar find alle reichsdeutſchen Männer und Frauen, die das 25. Lebensjahr vollendet 
und ihren Wohnſitz ein Jahr im Bezirke des Wahlkörpers haben. a f a 


e) Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit iſt: 


— A 5 


: 1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen 
2, unter Pflegſchaft ſteht; a 3 


2§̃. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 


1 


§ 4. 
Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer mehr als die Hälfte der 


abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Ergibt ſich bei dem erſten Wahlgange keine ſolche 


Stimmenmehrheit, ſo findet ſofort eine Nachwahl unter den beiden Perſonen, die die meiſten 
Stimmen auf ſich vereinigt haben, ſtatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch die Hand 
des Vorſitzenden zu ziehende Los. 95 

Die gewählten Mitglieder des Reichsrats üben ihr Amt bis zum Eintritt ihrer Nachfolger 
aus. Sie werden unmittelbar nach der Neuwahl des Wahlkörpers neu gewählt, für Berlin nach 
jeder Neuwahl der unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder. 

$ 6. 

(1) Die Mitgliedſchaft erliſcht durch Wegfall einer der Vorausſetzungen der Wählbarkeit, 
durch Niederlegung und durch nachträglichen Eintritt eines Ausſchließungsgrundes. 

(2) An die Stelle eines ausſcheidenden Mitglieds tritt für den Reſt der Amtszeit ſein 
Stellvertreter. Für einen wegfallenden Stellvertreter iſt ſofort ein neuer zu wählen. 
Geſetzſaumlung 1921. (Mr. 12141.) j 61 

Ausgegeben zu Berlin den 7. Juni 1921. 
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Andert ſich die Anzahl der wahlberechtigten Provinzen im Sinne des Artikel 32. Abſ. 1 
der Verfaſſung oder die Anzahl der im Reichsrat auf Preußen entfallenden Stimmen, ſo wird 
das Nähere durch Geſetz beſtimmt. 

§ 8. 
. (1) In den Ausſchüſſen des Reichsrats führt ein vom Staatsminiſterium beſtimmtes Mitglied 
die Stimme des Landes Preußen; jedoch kann jedes der gewählten Mitglieder vorherige Beratung 
des Gegenſtandes mit dem Staatsminiſterium verlangen. 

(2) In den Vollſitzungen des Reichsrats ſteht den gewählten Mitgliedern freies Stimmrecht 
zu; jedoch ſollen die Gegenſtände der Tagesordnung vorher zwecks Herbeiführung einheitlicher 
Stimmabgabe in gemeinſchaftlicher Beratung der beſtellten und der gewählten Mitglieder 
beraten werden. . 

89. 

Die Vertreter der Provinzen im Reichsrat erhalten eine Entſchädigung aus der Staatskaſſe 

nach Maßgabe einer Verordnung des Staatsminiſteriums. 

8 

$ 10. 

0) Solange für die Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien ein gemeinſamer Provinzial— 
ausſchuß beſteht, erfolgt die Wahl für Oberſchleſien durch die Geſamtheit der in der Provinz 

Oberſchleſien gewählten Abgeordneten der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung, 
welche nach § 38 Abſ. 3 des Landeswahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) 
als Mitglieder des Landtags gelten, für Niederſchleſien durch die vom Provinziallandtage dieſer 
Provinz gewählten Mitglieder des Provinzialausſchuſſes. 

(2) Solange die Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreußen noch nicht zu einem Provinzialverbande 
zuſammengeſchloſſen iſt, wird das auf die Grenzmark entfallende Reichsratsmitglied von dem 
gemäß § 28 des Geſetzes über die Wahlen zum Staatsrat vom 16. Dezember 1920 (Geſetz— 
ſamml. 1921 S. 90) gebildeten Wahlkörper gewählt. d 


905445 


Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. 


§ 12. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 3. Juni 1921. a 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. Dominicus. 
Warmbold. Saemiſch. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. ener 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jäbrlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 
feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 50 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 
1884 bis 1913 26 Mark. — Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. ads 


